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Ju halt: 


Ein Rechtsſall zue Lehre von der Competenz der Behörden 
bei Dienſt- und Lo huſtreitigkeiten. 


Mittheilungen aus der Praxis: 

Die bleibende Ueberlaſſung eines Grundſtückes zu Berg bauzwedlen im 
Sinne der 88. 100 und 102 des Berggeſetzes ift, wenn das Eigenthum 
der Grundfläche nicht abgetreten worden ift, boch nur inſolauge bleibend, 
als fie durch die Nothwendigkeit für den Bergbaubetrieb begründet ift- 


Der Beſchluß der Gemeinde, einen an ſich gefehlt unzuläſſigen Recurs 
zu ergreifen, kann nicht als eine Ueberſchreitung des geſehlchen Wir: 
kungskreiſes oder als ein Verſtoß gegen die beſtehenden Geſetze im Sinne 
der Gemieinde⸗Ordnung angeſehen werden. 

Zur Frage, ob Fuhren mit gekauſten und nicht zunächſt zur Düngerverwen⸗ 
dung beitimmien Moos als mautfreie Fuhren im Sinne des Maute 
normales anzuſehen ſinb. 

Notizen. 
Perſonallen. 
Erledigungen. 


Ein Rechtsſall zur Lehre von der Competenz der 
Behörden bei Dieng- und Lohnſtreitigkeiten. 


Der Werkazimmerer Anton St. brachte bei der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft V. folgendes Anliegen vor: „Durch ein in II. Inſtanz beſtätigtes 
Erkenutniß der Bezirkshauptmannſchaft V. bin ich verhalten worden, 
die Gewerkſchaft F. — u, wo ich als gewerblicher Hilfsarbeiter ſtand, 
zu verlaſſen und mich zum Gewerker Guſtav M. bel M. zu begeben. 
Ich war zwar vom Gewerker G. M. verleihkauft, allein auf der 
Gewerkſchaft F. —5z bedeutete man mir, daß ich, da Herr Guſtav M. 
den Leihkauf mir vor der Zeit geſendet hätte, letzterem gegenüber 
die gewerbliche Verdingung nicht aufrecht zu erhalten brauche. 
Gewerkſchaft Fetz, welche dem Herrn Guſtav M. den Leih kauf, 
welchen ich erhalten, ſelbſt remittirte, hat Solches Herrn Gewerken 
Guſtan M. in der in Frage befangenen Zuſchrift ausgedrückt. Sogar 
der Werksinhaber und deſſen Frau haben mir gefagt, daß ich in 
F—gtz bleiben ſolle und dürfe. Demgemäß blieb ich, big ich zwangs⸗ 
weiſe (in Folge rechtskräftigen Erkenntnſſſes) zum Herrn Gewerken Guftan 
M. zurückkehren und bei ihm als gewerblicher Hilfsarbeiter eintreten 
mußte. Da ich nun beim Herrn Guſtav M. zur richtigen Zeit nicht 
eingetroffen bin, fo hat mir derſelbe beim Mynatsſchluß von meinem 
Lohne und Verdienſte einen Abzug von 39 fl. gemacht. Zum Beweiſe, 
doğ diefe Summe fo hod ift, beruſe ich mich auf Herrn Guſtav M. 
ſelbſt. Ich bitte die löbliche Bezirkshauptmannſchaft, das adminiſtrativpro⸗ 
zeſſualiſche Verfahren nach Maßgabe der Gewerbe⸗Ordnung und den 
ſonſtigen Vorſchriften einzuleiten und zu erkeunen, daß die Gewerkſchaft 
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8-6 ſchuldig und verpflichtet fei, mir den obbezifferten Betrag per 
39 fl. rückzuvergüten. Ich betone, daß die Gewerkſchaft Fetz mich 
zurückbehalten hat, ſomit auch mich ſchadlos zu halten verbunden At, 
wozu fie fih auch verpflichtet hat. Sollte, was ich mit Hinblick auf 
die bevorſtehenden Geſetze nicht annehme, die Bezlirkshauptmannſchaft 
B. ſich zur adminiſtratioprozeſſualiſchen Difudication nicht competent 
halten, fo bitte ich, das politiſch prätorlſche Verfahren einzuleiten.“ 

Auf dieſes Einſchreiten verfügte die Bezirkshauptmannſchaft B., 
dofi dieſe Eingabe vor den ordentlichen Richter gehöre. Dagegen recurs 
rirte der Werkszimmerer St. an die Landesbehörde und machte gel⸗ 
tend, daß feine Forderung im öffentlichen, im polizeilichen Rechte ges 
gründet ſei. Auch beſchwerte er ſich gegen die Bezirkshauptmannſchaft 
V., daß diefe nicht einmal auf fein Begehren wegen politiſch prätori⸗ 
iher Amtshandlung eingegangen fei. 

Die Landes⸗Reglexung in Kärnten entſchied am 22. Jänner 1870, 
3.222, dahin, daß der Anſpruch gegen die Gemerkſchaft Fitz wegen 
Rückvergütung des dem Werkszimmerer Anton St. vom Gewerker M. 
gemachten Lohnabzuges mit Rückſicht darauf, daß diefer Anſpruch nicht 
gemäß Vorſchriſt des 8, 102 der Gewerbe Ordnung *) vor Verlauf 
von 30 Tagen nach Auflöſung des Dienſtwerhältniſſes mit der Gewerk⸗ 
ſchaſt F—tz bei der politifchen Behörde angebracht fei, vor den ordent⸗ 
lichen Richler gehöre, daher dem Recurſe keine Folge gegeben werde. 
Jedoch ließ die Landes⸗Reglerung dem Werkszimmerer St. den Minie 
ſterialrecurs ausdrücklich offen. 

Anton St. legte nunmehr den Miniſterialreeurs ein und gab an, 
daß er nicht gewußt habe, daß fein gewerbliches Dienſtverhaͤltniß, wel- 
ches factiſch beſtanden, rechtlich gelöſt geweſen fei. Abgeſehen davon 
habe er im Sinne des §. 102 der Gewerbe⸗Ordnung die polltiſche 
Klage gegen die Gewerkſchaft Fetz in dem Augenblicke eingebracht, als 
fie entſtauden (nata) fei, nämlich als der Gewerke M. ihm den Abzug 
gemacht. Eher habe er auch nicht auftreten können, weil die Gewerk⸗ 
ſchaft ihm eher nichts ſchuldig geworden fei. Die 30lägige Friſt habe 
daher auch nur von diefem Augenblicke an laufen können. Jedenfalls 
hätte feinem eventuellen Geſuche um einen Vergleichsverſuch (politiſch⸗ 
prötoriſches Verfahren) Folge gegeben werden müſſen. Denn in der 
Natur der politiſchen Behörden kiege es, ſich mit ſolchen Verhandlungen 
zu befaſſen. Endlich bat Anton St. eventuell um Nachſicht der ver⸗ 
fäumten 30⸗tägigen Friſt im Gnadenwege. 

Das Miniſterſum des Innern jedoch gab laut Erlaſſes vom 27, 
März 1870, 3. 3581, dem Recurſe aus den Gründen der abweisli- 
chen Erledigungen keine Folge und erkannte die „Verweiſung auf den 
Rechtsweg“ für richtig. H. 


*) Dar g. 102 der ©.:D. lautet: Streitigteiten der felbftftänbigen Gamers 
betrelbenden mit ihren Gehflfen aus dem Dienſtverhällnſſſe, welche während 
der Dauer desſelben oder wenigstens vor Verlauf von 20 Tagen nach beſſen 
Aufhören angebracht werden, find von der politijden Behörde zu verhandeln 
und zu eniſcheden. Jene Streitigkeiten, weiche nach Verlauf von 30 Tagen 
nach Aufhören des Dienftverhältniffes angebracht mb, gehbren une den orbent- 
lichen Richter. 


—— 


Mittheilungen aus der Praris, 


Die bleibende Ueberlaſſung eines Grundftäres zu Bergbanzwecken im 
Sinne der 88. 100 und 102 des Perggeſetzes dft, wenn das Eigenthum 
der Grundfläche nicht abgetreten worden ijt, doch nur inſolauge bletbend, 
als jie durch die Nuthwendigkeit für den Bergbaubetrieb begründet lt. 


Mit der Eingabe vom 19. April 1869 hat die erzherzogliche 
Kammerdlrection in T. bei der Berghauptmannſchuft in O. um bie 
Einleitung der Verhandlung wegen zwangsweiſer Ueberlaſſung emer 
Aren von 277 Quadratklafter von der Parzelle Nr. 662 des Adam 
B. in L. angeſucht. weil diefe Grundfläche zur Herſtellung eines 
Fahr: und Förderſchachtes nothwendig fei, mit dem Grundeigenthümer 
aber ein gütliches Uebereinkommen nicht erzielt werden konnte. Ueber 
dieſes Einſchreiten wurde durch die Bezirkshauptmanaſchaft T., gemein- 
ſchaftlich mit der Berghauptmaunſchuft eine Localcommiſſion durchgeführt 
und dabei ſichergeſtellt, daß die Inanſpruchnahme einer Area von 280 
Quadratllafter von der Parzelle Nr. 662 des B. für Bergbauzwecke 
der erzherzoglichen Kammerdjrection wirklich nothwendig ift, und daß 
die Verwendung derſelben eine bleibende fein wird. 

B umachte von der ihm für dieſen Fall durch den 8. 100 des 
Berggeſetzes eingeräumten Berechtigung, nämlich auf die eigenthümliche 
Uebernahme dieſer Grundfläche ſeſtens der Kammer T. zu dringen, 
keinen Gebrauch, vielmehr erklärte er, daß er darauf beſtehe, daß die 
beſagte Fläche in ſeinem Elgenthume verbleibe. Bel Ausmitielung der 
Nuthentgangs⸗Entſchädigung für diefe Fläche begehrte B. zwei Kreuzer 
jahrlich für jede Quadrat-Klafter, fedod; ſtellte er die Bedingung, daß 
auf der ihm abgenommenen Area keine Erde abgelagert werden ſolle, 
widrigenfalls er von einer Entſchädigung gar nichts wiſſen wolle. Da 
diefe Bedingung von der Kammer T nicht angenommen werden konnte, 
fo wurde die dem B. jährlich zu leiſtende Entſchädigung von den 
beeideten Sachverſtändigen auf zwe! Kreuzer per Quadratklafter geſchätzt, 
und demſelben überdieß für die Dünger und Kalkeinlage eine Ent⸗ 
ſchädigung von 8 fl. 83 kr. o. W. eln für allemal zuerkannt. Nun- 
mehr wurde durch Entſcheidung der Bezlirkshauptmanuſchaft im 
Einvernehmen mit der Berghauptmannſchaft erkannt, daß B. verpflichtet 
fei, die erwähnte Grundfläche der Kammer T. zum Bergboubetriebe 
gegen die ausgemittelte Entſchädigung für Düngung mit 8 fl. 33 kr. 
ein für allemal und gegen elne jährliche Entfchädigung von 5 fl. 60 kr. 
ò W. auf unbeſtimmte geit zu überlaſfen; die erzherzogliche 
Rautmerbivection aber fei gehalten, die jährliche Nußzentkgaugs⸗Ent⸗ 
ſchädigung inſolange zu leiſten, bis die gedachte Ackerfläche in ihren 
fruheren Culturzuſtaud zurückverſetzt, uud dem Grundeigeuthümer zur 
Beultzung übergeben fein wird. Ueberdleß wurde demjenigen, welcher 
fh mit der Entſchädigungsbeſtimmung nicht zufrieden ſtellen würde, 
die Ergreifung des Rechtsſpeges vorbehalten. 

Gegen diefe Entſcheidung brachte B. den Recurg ein, weil a) die 
Zeit, für welche die Grundüberlaſſung zu geſchehen habe, nicht aus⸗ 
geſprochen fei, b) die Anordnung nicht erlaſſen worden fei, daß dte 
Kammer T. nach geſchehener Ausbeutung des Grubenfeldes gehalten 
fei, das benützte Grundstück in den vorigen Stand zu verſetzen, den 
Schocht auszufüllen und die Holden abzuräumen, e) weil keine Auord⸗ 
nung bezüglich der Vorſichten getroffen wurde, welche die Kammer T. 
zu beobachten habe, um die augränzenden ihr nicht überlaffenen Grund- 
ſtücke vor Beſchüdigung zu bewahren, und weil d) die ausgemittelte 
jährliche Entſchädigung von 5 fl. 60 kr. z. W. zu gering bemeſſen 
ſei. Zu erſteren Beſchwerdepuncten wurde iusbeſondere bemerkt, daß 
es nach dem Worklaute der Eutſcheidung der Kammer T. frelſtehen 
würde, dem B. das Grundſtück niemals zurückzuſtellen, vielleicht auch 
nur ein dieſem Betrage entſprechendes Capital zu erlegen, das aber 
kein genügendes Entgelt für die Entziehung dieſes Grundes wäre. Es 
wurde das Begehren geſtellt, die Landesreglerung möge die Ergänzung 
der Eutſcheidung in der angegebenen Richtung anordnen. 

Die Landesregierung beſtätigte die Entſcheidung der erſten Inſtanz, 
und makivirte ihren Ausſpruch damit, daß ad a) eine ziffermäßige 
Beſtimmung über die Dauer der Grundüberlaffung nur bei einer 
vorübergehenden Benützung des Grundſtückes im Sinne der 
88. 100 und 102 des Berggeſetzes ſtattzufiuden habe, das Grundſtück 
des B. ſolle aber bleibend zu Bergbauzwecken verwendet werden; 
ad b) in der angefochtenen Entſcheidung ausdrücklich feſtgeſetzt wurde, 
daß die Kammer T. die jährliche Entſchüdigung ſolange zu zahlen hat, 
bis ſie das Grundſtück dem Eigenthümer zurückgeſtellt und in den 
früheren Culturzuſtaud zurückverſetzt haben wird, wodurch ja auch 


66 


ſelbftverſtändlich ausgeſprochen worden fei, daß die Kammer T., weun 
fie ſich von der Zahlung der Entſchüdigung befreien will, das 
Gruadſtück vorher in den früheren Cutturzuſtand zurückverſetzen müſſe. 
Eine zwangsweiſe Zurückverſetzung der zu Bergbauzweckenbleibend 
verwendeten Grundflächen in den früheren Culkurzuſtand nach dem 
Aufhören des Bergwerkbetriebes fei aber in dem Berggeſetze 
nicht angeordnet; ad c) ebenfowenig fei im Berggeſetze angeordnet, 
daß bei zwangsweiſer Ueberlaſſung von Grundſtücken zu Bergbauzwecken 
dem Bergbauunternehmer beſondere Vorſichten zur Hintanhaltung von 
Beſchädigungen der angrenzenden Grundſtücke aufzutragen wären. 
Ueberdieß fei ja der Grundeigenthümer ohnehin berechtigt, den Erſatz 
eines allenfälligen Schadens im Rechtswege anzusprechen; ad d) die 
Entſchädigung fei durch beeidete unparteiiſche Schätzmänner ausgemittelt 
und in der rerurrirteu Entſcheidung demjenigen, der fich benachtheiliget 
erachtet, der Rechtsweg freigeſtellt worden, daher der Recurs auch in 
dieſer Richtung unbegründet ſei. 

In dem Miniſterialrecurſe bleibt B. bei feinen früheren Aus⸗ 
führungen und meint insbeſondere, daß für deu Fall, als die Zeit der 
Grundüberlaſſung nicht ſeſtgeſetzt mürde, die Teuer Kawmer auch nach 
geſchehener Ausbeutung des Grundes zu Bergbauzwecken, denſelben an 
den Eigenthümer nicht zurückzuſtellen brauchte, wenn fie nur die Ente 
ſchädiguug zahlt. Diep käme aber einer gezwungenen Expro⸗ 
priation gleich, auf welche die Kammer nach dem Berggefege keinen 
Anſpruch hal. Deshalb begehrt der Recurrent, daß der Kammer T. 
ausdrücklich die Verpflichtung auferlegt werde, die in Rede ſtehende 
Grundfläche nach gemachten Gebrauche in den vorigen Stand zurück⸗ 
zuverſetzen und dem Gigenthümer zu übergeben. 

Das Miniſterlum des Innern hat mit Entſcheidung vom 16. Febr. 
1870, 3. 525 erkannt: 

„Im Einvernehmen mit dem Ackerbauminiſterium wird dem Recurſe 
des Adam B. aus L. wegen zwangswelſer Ueberlaſſung einer Grund- 
fläche von 280 Ouadratklaſter zu Bergbauzwecken au die erzherzog⸗ 
liche Kammerdirection in T. dahin Folge gegeben, daß die T. ner Rame 
iner für verpflichtet erkannt wird, die fragliche Grundfläche, ſobald die 
Nothivendigleit der Benützung derſelben für den Bergbaubetrieb ents 
fällt, nach vorheriger Wiederverſetzung in den früheren Stand dem Eigen- 
thümer zurückzuftellen. 

Dieſer Ausſpruch findet feine Begründung darin, daß es ſich nach 
dem Ergebniſſe der vorliegenden Verhandlung und im Sinne des 8. 100 
des Berggeſetes uicht um die Uebertragung des Eigenthumes an die 
Toner Kammer, folglich nicht um eine bleibende Ueberlaſſung handelt, 
die Benützung des Grundes aber, wenn fih nuh die Dauer derſelben 
im Vorhinein nicht beſtimmen läßt, ihre geſetzliche Grenze in der Noth- 
wendigkeit für den Bergbaubetrieb findet, mit deren Aufhören der 
Eigenthümer, der gur für den jährlichen Nutzentgaug eutſchädiget wird, 
die Rückſtellung des Grundes in den früheren Stand anzusprechen 
befugt ift. Im Uebrigen wird die angeſochtene Entſcheidung bein 


Der Beſchluß der Gemeinde, einen an fich gesetzlich unzuläſſtgen Reeurs 

zu ergreijen, kaun micht als eine Ueberſchrejtung des geſetzlichen Wirkungs⸗ 

kreiſes over als ein Verſtoß gegen die beſtehenden Geſetze im Sinne der 
Gemeinde⸗Ordunng angeſehen werden. 


Der Ifraelite Alter F., welcher auf dem Religionsſondsgute Cza. 
einen Propinattousſchank betreibt, ift am 8. Juli 1869 um 11 Uhr 
Nachts, als er von S. mit vier Fäßchen Branutwein nach Haufe fuhr, 
auf der von S. nach Cze. führenden Straße, vor der Abzweigung 
eines von dieſer Straße direct nach Cza. führenden Feldweges, inner- 
halb des Territoriums der Vorſtadt K., in welcher die Stadtgemeinde 
Cze. das Propingtionsrecht beſitzt, von ſtädtiſchen Aufſehern Überfallen, 
durchſucht und nebſt Wagen und Pferd nach Tze. transportirt worden, 
mo der bet ihm gefundene Branntwein im ſtädtiſchen Regielocale ab- 
geladen und in Verwahrung genommen wurde. Mit Erkenntuiß des 
Magiſtrates vom 17. Juli 1869, Z. 11958, wurde nun Alter F. 
der Verkürzung des ſtädtiſchen Branntwein⸗Aufſchlag⸗Gefälles durch 
Einſchwärzung von elf Madre und drei Maß Branntwein ſchuldig 
erkannt, und zum Erlage der einfachen ſtädtiſchen Steuer von 13 fl. 
50 fe, dann zur Zahlung des doppelten Straſbetrages von 27 fl. 
zuſammen alſo eines Betrages von 40 fl. 50 kr. verurtheilt. Der 
beanftändete Branntwein wurde zur Sccherſtellung des Strafbetrages 
zurückbehalten. Hiebei wurde als erwieſen angenommen, daß er den 
Branntwein auf ſtädkiſches Gebiet eingeſchwärzt habe, und feine Mus- 


flucht, daß er den Branntwein habe nach Cza, bringen wollen, als 
ungenügend bezeichnet, weil ihm dahin näherer Weg zu Gebote ge⸗ 
fanden wäre, ats der durch das Territorium der Vorſtadt K. 

Ueber den Recurs des F. wurde mit der Cutſcheidung des Landed- 
präſidenten vom 3. September 1869, Z. 8524, dae Straferkeuntniß 
erſter Juſtauz aufgehoben, weil conſtatſrt fei, daß F. bei feiner An- 
haltung erklart habe, den Branutwein nicht nach Cze, ſondern nach 
Cza. führen zu wollen, weil nach deu Direktiven vom Jahre 1818 
bei der Durchfuhr durch ſtädtiſches Territorium kein Aufſchlag einge: 
hoben werden dürfe, weil eine Ablagerung des Branntweines in Gye. 
nicht ſtatlgeſunden habe, weil endlich die Angabe des F., daß feine Nuz 
haltung weit außerhalb der durch eine Warnungstafel bezeichneten Ein⸗ 
fuhrverbotsliuie erfolgt fei, nicht widerlegt wurde. 

Als Alter F. ſich darüber beſchwerte, daß dieſe Entſcheidung 
zweiten Jnſtaunz nicht in Vollzug geſetzt werde, und gleichzeitig auch 
der Magiſtrat den Miniſterxialrecurs der Stadteommune als Beſchädig⸗ 
ten gegen dieſe Eutſcheldung überreichte, erließ der Landespräſident 
unterm 7. October 1869, Z. 10077, eine Weiſung au den Bürger- 
meiſter, in welcher er vor Allem unter Berufung auf wiederholte 
Miniſterlal⸗Entſcheidungen darauf hinwies, daß Berufungen des 
Moglſtrates gegen in zweiter Inſtauz gefällte Straferkenntniſfe unſtatt⸗ 
haft felen, duß es daher Pflicht des Bürgermeiſters nach §. 84 des 
Gemeinde⸗Statutes geweſen wäre, dieſem Beſchluſfe des Gemeijnde⸗ 
rathes entgegen zu treten. „Da der Gemeinderath durch den Auftrag 
an den Magiſtrot, den Reeurs zu ergreifen, feinen geſetzlichen Wire 
kungskreis überſchritten, und den Magſſtrat in der Vollziehung feiner 
behördlichen Obliegenheit beirrt habe, werde der Vollzug des Gemeinde⸗ 
raths⸗Beſchluſſes auf Grund der 88. 101 und 102 des Statuts *) 
unterſagt, der Miuiſterialreeurs des Magiſtrates als unſtatthaft zurück⸗ 
gewieſen, und der Bürgermeiſter auf Grund des §. 93 des Gemeinde⸗ 
ſtatutes aufgefordert, das losſprechende Erkeuntuiß vom 3. September 
1869 ſofort zu vollziehen.“ Zugleich wurde der Bürgermelſter für jeden 
dem F. aus der Verzögerung erwachſenden Schaden verantwortlich ges 
macht. Gegen die Annullirung des Gemeinderaths-Beſchluſſes ſtehe der 
Stadtgemeinde der Miniſtertal⸗Rerurs ohne aufſchiebende Wirkung zu. 

In Folge diefer Entſcheidung wurde einerfeits dem Alter F. der 
beanftändete Branntwein zurückgeſtellt, andererſelts aber der Minifterinl« 
Recurs und zwar gegen beide Entſcheidungen der Landes⸗Regierung 
ergriffen. 

Das Miniſterlum des Jumern hat darüber unterm 5. Februar 
1870, B. 425, entſchieden wie folgt: 

„Was vor Allem den Recurs der Gemeinde Cz. gegen die Eutſcheidung 
in Ungefegendeit der dem Alter F. imputirten Getränke⸗Ein ſchwarzung 
betrifft, fo wird derſelbe im Elnvernehinen mit dem Handelsminiſterjum 
als unzulafßig und überbieß unbegründet zurückgewieſen. Die Unzulaäſſig⸗ 
leit des Mecurfes gründet fih, nachdem in dem vorliegenden Falle der 
Magiſtrat über ſperiellen Auftrag des Gemeinderathes als Beſchädigter 
den Recurs eingebracht hat, nicht, wie in früheren ähnlichen Fällen 
auf die Erwägung, daß es der Strafbehörde erſter Juſtanz nicht zuſtehl, 
gegen ein Erkeunkniß der zwelten Inſtanz zu reeurriren, ſondern auf 
den Unſtand, daß im Sinne des g. 301 Strafproceßordnung dem 
Beſchädigten das Recht des Recurſes nur gegenüber von Straf- nicht 
aber von losſprechenden Erkenutniſſen zuſteht. 

Hingegen wird dem Miniſterlalrecurſe der Stadtgemeinde Cze. 
gegen die mit der Entſcheidung vom 7. October 1869, Z. 10077, 
verfügte und geſetzlich nicht begründete Siſtirung des Gemeinderaths. 
beſchluſſes vom 22. September 1839 Folge gegehen. Der Gemeinde- 
vath hat namlich durch den fraglichen Beſchluß weder feinen Wirkungs- 
kreis überſchritten, ſondern eben durch denſelben das nach feiner Anſicht 
verkürzte Jutereſſe der Gemeinde un Sinne des $. 57 *) res Ge- 
meindeſtatutes zu mahren verſucht, noch gegen die beſtehenden Gefetze 
verſtoßen, da ja lein Geſetz die Betretung des Weges der Bitte oder 


#) $. 101. „Die Staatsverwaltung übt durch die polit. Landeeſtelle das 
Aufſichtsrecht über die Gemeinde dahin, daß dleſelbe ihren Wirkungelreis nicht 
Aberſchreite und nicht gegen die beſtehenden Geſetze vogede.” ze. (Art. XVI. 
Allen 2 des Gef. vom 5. März 1862.) 

F. 102° „Wenn der Gemeinderath oder der Magiſtrat Beſchlüſſe faſſen, 
oder der Bürgermerſter Verfügungen trifft, wodurch dieſelben ihren Wirkun 
kreis überſchreiten, oder gegen die beſtehenden Geſetze verſtoßen, jo ijt die polit. 
Landesſteſle berechtigt und verpflichtet, die Voll ſehung solcher Beſchlüſſe oder 
Verfügungen zu unterfagen, wogegen der Recurs an das Minijterium des Jn: 
nern offen hebt 


=) 6.57: „Der Ormeinberath bat die Intereſſen der Geureinde allfeitig zu 
wahren und für die Befriedigung derſelben durch gefehlige Mittel zu forgen.“ 
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Beſchwerde verbietet, im Gegeutheile Artikel 11 des Staatsgrundge⸗ 
ſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, das Petitions recht 
Jedermann gewährleiſtet. Hierin wird nichts durch den Umſtand ge⸗ 
ändert, daß der Recurs in Angelegenheit der Getränkeeinſchwärzung als 
unzulaͤſſig zurückzuweiſen ift. Denn dieß bedeutet nur foniel, als daß 
für die Oberbehörde im Geſetze begründete formelle Grunde vorhan⸗ 
den find, um fih in eine materielle Beurtheilung des Gegenſtandes 
nicht einzulaſſen. Ob ſolche Gründe vorhanden ſeien, dieß zu beur⸗ 
thellen iſt eben Sache der Behörde, bel welcher der Recurs oder die Be⸗ 
ſchwerde überreicht wird. Die Unſtatthaftigkelt des Recurſes aber macht 
die Ergreifung desſetben uicht zu einem ungeſetzlichen Acte. 

Da ſouach der Befchluß des Gemeinderalhes vom 22. September 
v. J. weder eine Ueberſchreſtung feines Wirkungskreiſes, noch einen 
Verſtoß gegen die beſtehenden Geſetze euthielt, ſiud die Vorausſetzungen 
nicht eingetreten, unter denen nach $. 102 des Gemeindeſtatutes für 
Cze. die politiſche Behörde berechtigt und verpflichtet ift, die Vollziehung 
des betreffenden Beſchluſſes zu unterſagen. Etz wäre vielmehr Sache 
des Landespraſidenten geweſen,) dem Bürgermeiſter von Cze, zu eröff⸗ 
nen, daß der Reeurs gegen das mehr erwähnte losſprechende Erkennk⸗ 
niß unzuläſſig fei und daher ohne Aufforderung von Seite des Mini- 
ſteriums demſelben nicht vorgelegt werden konne.“ —b. 


Zur Frage, ob Fuhren mit gekauften und nicht zunächſt zur Düngerver⸗ 
weuduug beſtiumten Moos als mautfrele Fuhren un Sinne des Maute 
normales auzuſehen jind. 


Die Bezirkshauptmannſchaft in C. hat über Anzeige des Maut⸗ 
pächters in C. mit dem Erkeuntniſſe vom 6. Februar 1869, Z. 7017, 
26 Grundwirthe aus C. wegen Ueberfahrung des auf der ſchleſiſchen 
Landesſtraße dort aufgeſtellten Localmautſchrankens mit Geldſtrafen be⸗ 
firaft. Die Grundwirkhe reeurrirten dagegen an die Statthaltexel. Diefe 
hob die bezirksämtliche Erlenntniß auf, weil, wie es ſich aus der Er⸗ 
hebung herausſlellte, die Necurrenten auf dieſen Fuhren Moos geführt 
haben, welches jie als Dünger benützen, die betreffenden Wirthſchofts⸗ 
fuhren daher in jene Kategorie gehören, welche im Sinne des F. 4, lit. o, 
Punkt 2 und 3 des Hoſkammerpräſldial-Decretes vom 17. Mai 1821, 
3: 996, die Wegmautbefreiung genießen. Gegen die Statthaltereient⸗ 
ſcheidung recurrirte der Mautpächter und betonte mit Rückſicht auf den 
vorgelegenen und conſtatirten Sachverhalt, daß der von der Statthal⸗ 
terei berufene §. 2 hier nicht angewendet werden könne, weil in dieſem 
$. nur von Dünger und Gyps fuhren, wenn der Gyps gleich 
auf Felder gebracht und eingendert wird, die Rede iſt. Das Moos 
aber, um welches ſich im vorliegenden Falle handelt, vor allem dazu 
verwendet werde um Häuſer und Stallungen vor der Kälte zu fchützen 
und als Stallſtreu zu dienen, und erft mittelbar, nach dieſer Wer: 
wendung, als Dünger verbraucht werde. Feruer berief fih Recurrent 
auf den Fiuanzminlſtexialerlaß vom 17. Juli 1861, 3. 24050, in 
welchent ausgeſprochen wurde, daß Holzfuhren die Mautbefreiung nicht 
genteßen, weun das Holz um allgemein für Jeden feſtgeſetzte Preife gez 
kauft wird. Der Mecurrent glaube, daß dieſer Erlaß auch auf das 
fragliche Moos analoge Anwendung fube und behaupte, daß, da dle 
Inſaſſen von C. protocollariſch eingeſtanden haben, daß fie dieſes Moos 
in den Waldungen vou C. und 9. kaufen, und fie weder eigene noch 
gepachtete Waldungen befigen, nach auch Servitusrehte in irgend einem 
Walde haben, das Moos nicht als Erzeugniß der eigenen Wirthſchaft 
an den Montort gebracht wurde, daher im Sinne 8. 3 des citieten 
Mautnormales auch nicht als Wirthſchaftsfuhre angefehen werden köune. 

Das Miniſterſum des Innern entſchled unterm 8. Jänner 1870, 
3. 16445, wie folgt: „Der Recurs des Maulpächters Juda O. gegen 
den Stakthaltereierlaß vom 31. Fult 1868, Z. 34734, wird, ſoferne 
damit gegen die mit dieſem Erlaſſe ausgeſprochene Behebung des von 
der Bezirkshauptmannſchaft C. gegen mehrere Juſaſſen von C. wegen, 
verwelgerter Entrichtung der Wegmaut für ihre Fuhren mit Moos an 
den Mautſchranken bei E. gefällten Straferkenntniſſes Beſchwerde ger 
führt wird, im Grunde des 8, 301 der Strofproceßordnung als un⸗ 
ſtatthaft zurückgewieſen, und dem gleichzeitig geſtellten Begehren des O., 
daß die Ortsbewohner von C. zur Entrichtung der Maut für die ges 
dachten Fuhren für verpflichtet erkannt werden, keine Folge gegeben, 
weil diefe Fuhren als Wirthſchaftsfuhren im Sinne der Mautvorſchrift 
vom 17. Mal 1821, $. 4, lit. o, Zahl 3 anzusehen find.“ H. 


— Zee 
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Notizen. 


Wir find in der Lage einige ſtatiſtiſche Daten über das Vereinsweſen 
in Niederöſterreich zu geben, welche geeignet find, den Aufſchwung zu kenn⸗ 
zeichnen, welchen das Veretntsweſen in dieſer Provinz feit Einführung des neuen 
Vereinsgeſezes, das ift feit Anfang des Jahres 1468, genommen hat. Auch in 
ſoclaler Hinficht, und insbeſondere bezüglich des Verhältniſſes der Zahl ber auf 
Selbſthilje gegründeten Arbeitervereine zu den mehr oder weniger ſocialbemo⸗ 
cratiſchen Principien zuneigenden ſogenanuten Fachvereinen der Arbeiter, bieten 
die nachfolgenden Angaben intereſſante Geſichtspunkte. 

Außer einigen in Meederöſterteich gar nicht vertretenen Arten der Vereine 
(wie Colontſationsvereine z.) erſcheinen die Vereine in dem Vereinskataſter der 
nieder⸗Iſterreichiſchen Statthalterel in die nachfolgenden ſiebzehn Kategorien 
eingetheilt: 

1. Religiöfe und Cullusuerelne (Beuderfcinflen). 

Geſammtzahl der eingetragenen Vereine 79; hievon haben ſich aufgelöſt 6 
(5 feit 1866); neugegründel feit 1888 find hievon 7; es beflehen daher bere 
malen noch 73 und zwar 38 in Mien, 35 außerhalb Wiens. 

2. Wohlthätigkeils- und Guwmantlätsnereine 

Eingetragen zufammen 101; aufgelöſt haben ſich hievon 18 (3 feit 1868); 
neugegründet feit 1868 wurden 18; daher noch beſtehen 88; und zwar 67 in 
Wien, 21 außerhalb Mien 's. 


3. Verforguuns- und Beulanfalten, Pruftons-Anſllute uud wedfelfelige Auer. 
Pükungsverelne. 

Eingetragen 221; aufgelöft 36 (6 feit 1868); neugegründet feit 1868: 20; 

beftehen daher noch 185 und zwar 122 in, 68 außerhalb Wiens. 
4. Aronken-Unterfithungs und Kelchenvetelne. 

Eingetragen 260; aufgelöft 18 (B fet 1868); neugegründet feit 1868: 42, 
beſtehen alſo dermalen 221 und zwar 104 in Wien, 118 außerhalb Wiens; 
beſonders viele beſtehen in den Vororten Wiens. 

5. Spathaſſen 
beſtehen B3, von denen 15, alfo faſt die Hälfte feit 1868 gegründet wurden. 
Nach der chronologiſchen Reihenfolge der Zeit des Entſtehens befinden ſich dieſe Spar 
caſſen in Wien, St. Pölten, Waidhofen a. b. Ybbs, Waiphofen a. d. Thaya, Ober⸗ 
hollabrunn, Krems, Zwettl, Ziſtersdorſ, Scheibbs, Wiener⸗Neuſtabt, Reh, Poisdorf, 
Horn, Melk, Eggenburg, Hamburg, Waitra, Gföhl, Mank, Allentſteig, Waben, 
Stockerau, bbs, Kirchberg am Walde, Miſtelbach, Felds berg, Laa, Korneuburg, 
Untertavelsbach, Schrems, Aspang, Herzogenburg und Tulln. 
6. Pfaudſeſhauflallen 
heftehen 4 und zwar je 1 in Wien, Krems, St. Pölten und Wiener-Neuſtabt. 
7. Rondwlelhfcoftliche Vereine, Gaclenbaugeſelſchaflen 
beſtehen dermalen 12 (1 hat ſich aufgelöft); 6 hievon feit 1868, überdies hat 
die k. k. landwirkhſchaftliche Geſellſchaft in Wien 57 Filialen. 
Vereine für Handel Andufste und Gewerbe, daun Gredilversine (ahne dle Actlenuerelne). 

Geſammtzahl der eingetragenen 158; aufgelöſt hievon 7 (4 feit 1868); 
neugegründet feit 1868; 118 (vor 1868 beſtanden nur 401); beſtehen dermalen 
alſo 151 (109 in Wien, 42 außerhalb); unter dieſen 151 Vereinen ſind 67 
reine Arbeſlervereine, von denen 14 Productivgenoſſenſchaften find (Selbſthil fe), 
und 49 fogenannte Arbeiterbildungs⸗ und Fach vereine. 

9. verelne zum Ban non Glſenbahneu, Beiden u. f w. 
beſtehen 19 (3 ſeit 1868) alle in Wien. 
10. Damopfſchlſfunternehmungen 
beſtehen 3 (2 banon: Ketten⸗Remorqueurgeſellſchaft und Donau⸗Lloyd feit 1868). 
11. Aßecutaujveteiut. 

Eingetragen 116: aufgelöft haben ſich hievon 27 (7 feit 1868; neu: 
gegrünbet feit 1868 wänden 16; beſtehen alſo 102 (16 in Wien, 86 außerhalb, 
worunter eine große Anzahl ſogenannter Bauernaſſecuranzen). 

12, Mufeen, Vereine für gun unt Wlſſenſchaſt, Lehtervetelue, 

Eingetragen 80; aufgelöst 8 (2 felt 1868); neugegründet feit 1868: 41 
(mehr als die Halfte aller eingetragenen); beſtehen dermalen 72 (60 in Mien, 
12 außerhalb). 

18. Anterhallungs- und Keſeverelne, Schützenvereine it. 

Eingetragen 314, anfgelöſt 52 (17 fett 1868); neugegründet feit 1868 : 

89; beſtehen 262 (120 in Wien, 142 außerhalb). 
14. Eurnneretne, 

Eingetragen 20; aufgelöst 4 (2 jeit 1868); neugegründet feit 1868: 8; 

beftehen dermalen 25 (6 davon in Wien, 19 außerhalb Wiens). 
35. Aeſlengeſelſchaſten. 

Eingetragen 150; aufgelöſt 11 Gum Theil durch Fuſion zweier Vereine); 

neugegründet feit 1868: 90 (vor 1868 beſtanden nur 60); beſteßen ſomtt ber 


malen 139 (127 in Wien, 12 außerhalb), von denen übrigens einige wenige 
noch nicht conſtituirt find. 
16. verschiedene Vereine (Conſum⸗, Spar-, Loos, Feuerwehr, Eislaufvereine ac.) 

Eingenagen 114; aufgelöft 11 65 feit 1888), neugegründet feit 1868. 61 
beſtehen alfo dermalen 103 (32 in Wien, 71 außerhalb). 

17. Polkiiſche vrrtiur. 

Eingetragen 39, alle ſeit 1868; aufgelöſt haben ſich 2; beſtehen dermalen 
37 und zwar 19 in Wien, 3 In Wiener⸗Neuſtadt, 2 in Fünfhaus, 2 in Krems 
und ie 1 in Hernals, Baden, Klosterneuburg, St. Pöllen, Großſchweinbarth, 
Pierawacth, Burgſchleinih, Marbach, Kühnering, St. Andrä und Waidhofen 
a. d. Thaya. 15 hievon find katholiſch eonfervative Vereine. 


Zieht man die einzelnen Daten- zufanmen fo ergeben ſich folgende 
Geſammtzahlen. 
Eingetragen in das Vereinskataſter wurden: 
1735 Vereine (ohne die Filialen), 
196 hievon haben ſich aufgelöft (57 feit 1868), 
588 find feit 1868 neugegründel (34% der Geſammtzahl aller eingetragenen 
Vereine); 
1539 ift die Zahl der beſtehenden Vereine; 
850 hievon, alfo mehr als bie Hälfte find in Wien, 
689 außerhalb Wiens. 
WMiener⸗Neuſtadl befiht 30 Vereine. 


Dr. R. C 


Perſunnlien 
nach den amtlichen Theile der „Wiener Zeitung“. 

Se. Majeſtat haben mitteli Handſchreiben den Mintflerpeäiibenten Nitter 

von Has „den Handelsminiſter Edlen von Plener, den Miniſter des 
mern Dr. Giskra, den Fuſlizwiniſter Dr. Herbst, den Finanzminister Dr, 
teftel, den Landesverkheldigungsminiſter Ritter von Wagner, den Ader: 
baumintſter Dr. Banhans und den Kultus und Unterrichtsminiſter Dr, von 
Pioi über ihr Anſuchen von ihrem Poſten in Gnaden zu entheben 
geru 


Majeſtöt haben den Grafen Botodi zum Minifterpräjtdenten und 
zum Leiter des Ackerbauminiſteriums, den Grafen Taaffe zum Miniſter bes 
Innern und Leiter des Landesperkheidigungsminiſteriums, den Witter von 
Tſchabuſchnigg zum Juſtizminiſter und Leiter des Kultus und Unkerrichts⸗ 
ministeriums ernannt, ſowie dein Sectionächef Karl Diſtlex die Leitung des 
Finaluminiſterlunts und dem Seckionschef de Pretis vie Leitung des Handels⸗ 
miniſteriums übertragen. 

Se. Majejtät haben dem Sectionschef im Miniſterium des Innern 
Hie u Mitter von Mehlt den Orden der eiſernen Krone zweiter Claſſe 
verliehen. 

Se. Mareftät haben den mit Titel und Character eines Hofrathes be- 
kleideten Seclionsrath im Minifterium des Aeußeen Franz Schmidt von 
Yabierom zum Mintiterialvathe im Miniſterralhspräſidium für die Prefs 
angelegenheiten ernannt. 

„Se. Majejtät haben dem Stalthaltereſralhe in Zara Franz Seifert als 
Ritter des Ordens der eiſernen Krone britter Claſſe den Ritterſland verliehen. 

Se. Majejtät haben dem Oberfinanzrathe mit Titel und Character Dr. 
Moritz Ender eine proviſoriſche Oberfinanzralhſtelſe bel der nieder⸗öſterreichi⸗ 
ſchen Finanzprocuratur und dem Adjunclen der nteder⸗öſterrelchtſchen Finanz⸗ 
Ben. Dr. Wilhelm Leddihn Titel und Rang eines Finanzrathes 
verliehen. 

Se, Majeftät haben dem Statthalteretiecrelär und Referenten der krainerſchen 
Grundlaſten⸗Abloſungslandesconumiſſton Alois Tſchſck bei beffen Penſionitung 
den Titel eines Reglerungsrathes mit Tarnachſicht verliehen. 

Se. Maſeſtät haben den Dr. Joſef Oezapowski zum außerordenllichen 
Profeſſor für Verwalkungslehre und Enehelopädie der Staakswiſſenſchaflen an 
der Krakauer Univerſttäl ernannt. 


Erledigungen 
aus dein Amksblakte der „Wiener Zeitung“. 

Baupraktikantenſlelle für den Staats baudienſt in Niederöſterreich mit dem 
Adjutune jährlicher 400 fl. bis 6. Mai. (Amlsblatt 85.) 

Mauprackikanlenſteſle um Herzogihume Salzburg Adjutum jährlich 400 fl. 
bis 15. Mai. (Amtsblatt 87.) i y 

Zwei Statihaltereifoneipiften beziegungsweife Bezirkscommiſſärsſtellen im 
Junsbruckee Berwaltungsgebiete mit Jahresgehalt von je 800 ft, und eventuel 
În Erledigung kommende Concepts⸗Adſunctenſtellen mit dem Jaßresgehalte von 
je 400 fl. bis 30. April. (Amtsblatt 87.) y 

Zwel Rechnungsoffieialsſtellen beim Rednungébepartement der nieder⸗ 
österreichischen Slatthaltereſ mit 500 fl. bis 8. Mai. (Amtsblatt 9. 

Direclorsflelle in der k. k. Krankenanstalt Rudolfsſtiftung in Wien, 
Gehalt 2500 und Wohnung bis 31, Mai. Amtsblatt 93.) 

Ingenieurſtelle im Sfaatsbaudienſte für Krain erſter Claſſe mit 1100 fl. 
und eventuell Ingenieurſtelle zwekter Elaſſe mit 1000 fl. dann Bauadfuncten⸗ 
ſtelle erſter Claſſe mit 800 fl. eventuell Banabfunctſtelle zweiter Elaſſe mit 
700 fl. und zwar die Ingenieurſtelle zweiter Claſſe und die Bauadjunelenffelle 
zweiter Cloie extra statum, endlich Baupractikantenſtelle mit 400 fl. bis 
15. Mai. (Amtsblatt 95). u ed 3 

Beyietscommifjärsitelle im Status der küſtenländiſchen polttifchen Behür⸗ 
den mil 1000 fl. eventuell 800 fl. bis 15. Mal. (Amtsblatt 95.) 


Drud von A. Pichlers Witwe & Sohn in Bien. 


Verlag non Morih Perles in Wien, Stadl, Spiegelgaſſe 17. 


